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Erfordernis der Nachricht 031021 klären
[bookmark: AMLoesungEnde]Problem
Die Standesämter teilen die Annahme eines Kindes mit der Mitteilung 031020 der für die annehmenden Elternteile und das Kind zuständigen Meldebehörde mit. Eine Benachrichtigung der für die leiblichen Elternteile zuständigen Meldebehörde durch die Standesämter ist nicht möglich, da die gerichtlichen Entscheidungen zu einer Annahme zumeist keine Angaben zu den leiblichen Eltern enthalten. 
[bookmark: _GoBack]Nach Nr. 3.1.1.1 BMG-VwV sind nach der Annahme die Daten des angenommenen Kindes als beigeschriebene Person in den Datensätzen der leiblichen Eltern endgültig und ohne Hinweise zu löschen. Die für den Datensatz der leiblichen Eltern zuständige Meldebehörde wird aber weder durch das für das angenommen Kind zuständige Standesamt noch durch die für das angenommene Kind zuständige Meldebehörde über die gerichtliche Entscheidung der Annahme informiert. 
Das beschriebene Problem tritt in folgenden Fällen nicht auf: 
1. Das angenommene Kind kam direkt aus dem Krankenhaus in die Adoptionspflege und wurde daher nicht bei den leiblichen Eltern angemeldet. 
2. Für die leiblichen und annehmenden Elternteile ist dieselbe Meldebehörde zuständig. 
Lösung
Da den Standesämtern die für die Datensätze der leiblichen Eltern zuständige Meldebehörde nicht bekannt ist, können die Standesämtern die Mitteilung 031021 nicht adressieren. Die Nachricht wurde daher zunächst aus XPersonenstand entfernt und die entsprechenden Prozessbeschreibungen angepasst. 
Im Rahmen der Arbeiten an XPersonenstand 1.7.6 ist im CR 5/2020 in die Wiederaufnahme der Nachricht vorgesehen. Der Probleme mit der Adressierung werden im Abstimmung mit dem Meldewesen auf Grundlage eines in der Steuerungsgruppe entwickelten Zielbildes angegangen werden. 
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Problembeschreibung bei Erfassung
Die Überschrift zu Nachricht 031021 (Abschnitt 5.5.5.1 in der finalen Spezifikation 1.7.4) ist missverständlich. Sie lautet „Mitteilung über die Aufhebung der Annahme als Kind an die Meldebehörde“; die Nachricht wird jedoch nicht nur bei Aufhebung der Annahme eines Kindes, sondern auch bei Aufhebung der Elternschaft aufgrund Drittadoption verwendet.
Lösungsvorschlag bei Erfassung
Die Nachrichtenbeschreibung sollte so überarbeitet werden, dass die Überschrift beide Verwendungsanlässe (Aufhebung Annahme, Aufhebung Elternschaft) deutlich macht. 
Bearbeitungsschritte
Bearbeitet durch: AG Test (Koch)	2019-03-28
Die AG Test stieß im Rahmen einer Testfallbearbeitung auf die Frage, bei welchen Anlässen Nachricht 031021 zu verwenden ist, da Überschrift der Nachrichtenbeschreibung und ihr Prosateil inhaltlich nicht deckungsgleich sind. Aus der Überschrift wird nicht erkennbar, dass auch Drittadoption ein Mitteilungsanlass für 031021 ist.
Der Hinweis aus der Prozessbeschreibung in Abschnitt 5.5.4 („Sind im Geburtenregister des Kindes Elternteile eingetragen, deren Elternschaft durch die Annahme als Kind endet, ist an die zuständigen Meldebehörden dieser Elternteile die Mitteilung stA2MB.Geburt.031021 gemäß § 57 Abs. 5 Nr. 6 PStV zu senden.“) spiegelt sich nicht hinreichend in besagter Überschrift zur Nachricht 031021 wider. Sie sollte daher beispielsweise besser lauten: „Mitteilung über die Aufhebung der Annahme als Kind oder die Aufhebung der Elternschaft wegen Drittadoption an die Meldebehörde“. 
Das EG wird gebeten, diesen Umstand zu prüfen.
Bearbeitet durch: KoSIT (Conrad)	2019-04-29
Die Spezifikation enthält zurzeit zwei Prozessbeschreibungen („5.5.4 Mitteilung über eine Annahme als Kind“, „5.5.5 Mitteilung über die Aufhebung einer Annahme als Kind“), die jeweils die Verwendung der Nachrichten 031020 und 031021 beschreiben. 
Allerdings ist die Nachricht 031020 nur dem Kapitel 5.5.4, die Nachricht 031021 nur dem Kapitel 5.5.5 zugeordnet. Dies spiegelt sich in der Benennung der beiden Nachrichten wider.
In der Befassung sollte diskutiert werden:
1. Lassen sich die Prozesse unter einer Abschnittsüberschrift zusammenfassen?
2. Lassen sich die Nachrichtenkapitel anlassneutral formulieren, z. B. in dem auf den Zweck der Nachrichten abgestellt wird (Eintragen und Streichen der Elternschaft/ges. Vertretung)?
3. In den Nachrichtenbeschreibungen wird von „rechtlicher Elternschaft“ gesprochen. Sollten hier die Begriffe des Meldewesens (gesetzliche Vertreter, Familienverbund) verwendet bzw. referenziert werden?
Bearbeitet durch: EG XPersonenstand 	2019-05-09
Folgende Aspekte wurden diskutiert:
1. Die Nachricht 031021 ist im Fachverfahren nicht umgesetzt. Unklar ist, ob dadurch die Auflösung des Familienverbunds der abgebenden Eltern bei Adoptionen unterbleibt oder ob die Meldebehörden darüber auf anderem Weg unterrichtet werden.
2. Angaben zu den leiblichen Eltern umfassen oft nicht die Anschrift, so dass die Adressierung der Nachricht 031021 oft die Ermittlung der Anschriften notwendig machen würde. Dies wird aber nicht als schwerwiegendes Problem angesehen.
3. Die Adoption wird vom Gericht an das StA (vgl. MiZi Abschnitt XIV. „Mitteilungen in Adoptionssachen“) und dann vom StA den Meldebehörden mitgeteilt. MiZi sieht keine Übermittlung vom Gericht an Meldebehörden vor, d. h. die Mitteilungspflicht der Standesämter an die Meldebehörden des Kindes und der neuen und alten Eltern besteht zurecht.
4. Das EG erstellt das Prozessbild aus Anlage 1 für die Adoption. Es gilt auch für Aufhebung der Adoption und Folgeadoption.
5. In 2017 gab es 3.800 Adoptionen deutschlandweit (rückläufig). Weniger als 1% der Adoptionen werden aufgehoben.
6. Vor der Adoption kommt das Kind meist in eine Pflegefamilie, i.d.R. verlieren die leiblichen Eltern in diesem Fall die Sorge. Die MB wird darüber vor der Adoption informiert.

Das EG beschließt folgendes Vorgehen:
1. Die KoSIT erfragt bis zu EG19-05 wie die Meldebehörden zurzeit Informationen dazu erhalten, dass eine Elternschaft nach einer Adoption nicht mehr besteht. Nach Abschnitt 3.1.1.1 BMG-VwV ist der Familienverbund der leiblichen Eltern zu löschen, die für diesen Fall vorgesehene XPersonenstand-Nachricht 031021 ist aber nicht produktiv.
2. Nach Abstimmung mit dem Meldewesen ist die Spezifikation zu überarbeiten. 
a. Falls der in der Spezifikation beschriebene Prozess weiter Bestand hat, sind die Abschnitte 5.5.4 und 5.5.5 sowie die Nachrichtentitel der Nachrichten 031020 und 031021 so zu überarbeiten, dass die Prozesse klarer beschrieben sind.
b. Falls Änderungen am Prozess durch das Meldewesen gewünscht sind, sollten diese in EG19-06 vorbesprochen und in EG19-07 mit Vertretern des Meldewesens besprochen werden.
Bearbeitet durch: KoSIT (Weber) / HSH (Reich)	2019-06-03
In einem laufenden Adoptionsverfahren wird das Kind in der Regel zunächst in der Meldebehörde der zukünftigen gesetzlichen Vertreter (den annehmenden Elternteilen) angemeldet (MB_neu)[footnoteRef:1]. Im Zuge der Anmeldung versendet die Meldebehörde eine Rückmeldenachricht (0201) an die Meldebehörde der leiblichen Elternteile (MB_alt). Die Rückmeldenachricht enthält für das Kind eine Auskunftssperre aufgrund einer Adoption (DSMeld-Schlüssel 1, § 51 Abs. 5 Nr. 2 BMG), die dann in der MB_alt in den Datensatz des Kindes und in die Datensätze der leiblichen Elternteile (dort in die Hinweise des beigeschriebenen Kindes) eingetragen wird. Nach Abschluss des Adoptionsverfahrens wird in MB_neu gemäß Nr. 3.1.1.1 der BMG-VwV ein neuer Datensatz für das Kind erstellt. Es gibt allerdings keine bundesweiten Vorgaben nach denen die MB_neu der MB_alt den Abschluss der Adoption mitteilt (d. h. es gibt keine dafür vorgegebenen XMeld-Fortschreibungsnachrichten). Es stellt sich daher die Frage, wie die MB_alt erfährt, dass sie nun die „[…] Daten des adoptierten Kindes als beigeschriebene Person gemäß § 3 Absatz 1 Nummer 16 BMG […] in den Datensätzen der leiblichen Eltern endgültig und ohne Hinweise zu löschen [hat].“ (Nr. 3.1.1.1 BMG-VwV).  [1:  Die Fälle der „Inkognito-Adoptionen“ können hier unberücksichtigt bleiben, da die Geburtsmitteilungen in diesen Fällen i.d.R. gar nicht an die MBH_alt gesendet werden, sondern die Geburt gleich in der MBH_neu verarbeitet wird.] 

In den Fällen, in denen alle beteiligten Elternteile in einer Meldebehörde gemeldet sind, wird die Streichung der Hinweise auf das adoptierte Kind in den Datensätzen der Elternteil voraussichtlich durch die EWO-Verfahren im Melderegister vorgenommen. 
Eine Mitteilung der Standesämter nach Beurkundung der Annahme eines Kindes an die Meldebehörde der Elternteile, deren Elternschaft durch die Annahme endet, würde es den Meldebehörden ermöglichen, die Streichung des Hinweises in jedem Fall vorzunehmen und damit die Qualität der Melderegister erhöhen. 
Bearbeitet durch: StA Schkeuditz (Fr. Matthias-Albrecht)	2019-06-11
In den meisten Fällen der Minderjährigenannahme ist es so, dass das Kind bereits aus dem Krankenhaus in die Adoptionspflege kommt. Die Adoptionsvermittlungsstelle informiert das Standesamt über diesen Vorgang und meldet als „vorläufiger gesetzlicher Vertreter“ das Kind bei den zukünftigen Annehmenden an. Im Melderegister wird eine sog. Auskunftssperre eingetragen wegen Adoption in Vorbereitung. 
Nach erfolgter Annahme erhält das Meldeamt vom Geburtenbuchführer die Mitteilung über die Adoption und die Namensführung. Nun können die Datensätze der Annehmenden mit dem des Kindes regulär verknüpft werden. 
Welches Meldeamt zuständig ist, entnimmt der Geburtenbuchführer der MiZi vom Gericht. 
Es ist sehr unwahrscheinlich, dass ein Kind bei Ausspruch der Adoption noch bei den leiblichen Eltern gemeldet ist. War das Kind vor Herausnahme in der Familie der leiblichen Eltern wohnhaft, so wird es im Rahmen der Rückmeldung bei Einzug in die Familie der Annehmenden oder in eine Pflegefamilie automatisch umgemeldet. 
Bei § 57 Abs. 5 Nr. 6 PStV kann daher aus meiner Sicht, wenn die Meldebehörde genannt wird, nur die des Kindes gemeint sein und diese ergibt sich aus der MiZi. 
In der Praxis bereitet das auch keine Schwierigkeiten, da die Pflegeeltern, ganz gleich ob es sich um Adoptionspflege oder normale Pflege handelt, ein Interesse daran haben, dass das Kind ordnungsgemäß gemeldet ist.
Bearbeitet durch: Fr. Matthias-Albrecht / KoSIT(Weber)	2019-06-12
Die Sachstandsbeschreibung aus der Bearbeitung vom 3. Juni, wonach in den Melderegister-Einträgen der leiblichen Eltern aktuell im Anschluss an ein Adoptionsverfahren ein Hinweis (mit entsprechender Auskunftssperre) auf den Eintrag des Kindes bestehen bleibt, wird bestätigt. Da in den meisten Minderjährigenannahmen das Kind nie bei den leiblichen Eltern angemeldet wird, wird ein solcher Hinweis aber nur in sehr wenigen Fällen bestehen bleiben. 
Entweder es wird hingenommen, dass in diesen (wenigen) Fällen ein Hinweis auf den Eintrag des Kindes in den Einträgen der leiblichen Eltern bestehen bleibt. Dann sollte der die entsprechende Regelung aus Br. 3.1.1.1 BMG-VwV gestrichen werden. 
Wenn dies nicht gewünscht ist, dann muss geklärt werden, von wem die Meldebehörde der leiblichen Eltern über die erfolgte Annahme informiert werden soll. Den mit der Annahme befassten Standesämtern (Geburtenregister der leiblichen Eltern, der Annehmenden und des Kindes) ist die für die leiblichen Eltern zuständige Meldebörde nicht bekannt und müsste aufwändig recherchiert werden. Es stellt sich die Frage, ob nicht die Meldebehörde der Annehmenden die Meldebehörde der leiblichen Eltern über die erfolgte Annahme informieren sollte. Diese sollte im Datensatz des Kindes nämlich die Anschrift, aus der das Kind zugezogen ist, gespeichert haben.
Bearbeitet durch: KoSIT (Marx, Weber, Hahn)	2019-08-20
Nach einer nochmaligen Besprechung stellte sich folgendes weiteres Vorgehen als notwendig dar:
1. Bei der sechsten Sitzung des EG soll überprüft werden, ob die beteiligten Verfahrenshersteller und Standesämter weiter daran festhalten, die Meldebehörde der alten leiblichen Eltern über die durch Annahme bewirkte Auflösung der Elternschaft nicht in Kenntnis zu setzen (Nachricht 031021).
2. Falls dieser Unwille weiterbesteht, hat die AG BMG zu klären:
a. Ob die Verpflichtung der Meldebehörde, das Auflösen der Elternschaft durch Streichen der entsprechenden Hinweise nachzuvollziehen (Nr. 3.1.1.1 BMG-VwV) weiterbestehen soll.
b. Wenn ja, wie der Meldebehörde das Erfüllen dieser Pflicht zukünftig ermöglicht werden soll.
Bearbeitet durch: VfSt (Frau Metzner)	2019-08-21
In AutiSta 11.2 (November 19) ist die Mitteilung 031021 nicht vorgesehen. In der Übersicht wird sie unter >Aufhebung der Annahme< geführt, und die Beschreibung dazu ist missverständlich, deshalb haben wir sie bisher nicht aufgenommen.
Sie könnte jedoch in einem der nächsten Updates umgesetzt werden.  
Bearbeitet durch: EG XPersonenstand 	2019-09-18
Es geht um die Mitteilung einer Adoption an die Meldebehörde der leiblichen Eltern, die benötigt wird, um den Hinweis auf die Elternschaft in den Einträgen zu löschen. Die entsprechende Nachricht ist nicht produktiv. Die Überschrift und Prozessbeschreibung in XPersonenstand ist verwirrend.
In der Mehrzahl der Fälle wird das Standesamt allerdings vom Gericht nicht über die Anschrift der leiblichen Eltern informiert, so dass eine Adressierung der zuständigen Meldebehörde nicht möglich ist. Andererseits ist das adoptierte Kind in vielen Fällen auch nie bei den leiblichen Eltern gemeldet worden, so dass die Mitteilung überflüssig ist. Falls die Annehmenden und die leiblichen Eltern im Bereich derselben Meldebehörde gemeldet sind, ist die Nachricht ebenfalls überflüssig.
Vor diesem Hintergrund ist das EG der Ansicht, dass der intendierte Prozess nicht praktikabel ist. 
Sollte das Meldewesen trotzdem auf diesem Prozess bestehen, kann die Nachricht im Fachverfahren umgesetzt werden. Bevor die Nachricht produktiv geht, sollte dann aber die Prozessbeschreibung und die Überschrift entsprechend der Bearbeitung im CR überarbeitet werden.
Bearbeitet durch: KoSIT (Weber)	2019-10-02
Aus der Bearbeitung durch das Expertengremium vom 2019-09-18 ergibt sich keine klare weitere Vorgehensweise, deswegen sollte das Thema auf der nächsten Sitzung des Expertengremiums noch einmal behandelt werden.
Bearbeitet durch: EG XPersonenstand 	2019-10-24
Es geht um Hinweise auf Kinder in Meldeeinträgen von Eltern, die durch eine Annahme nun nicht mehr Eltern sind. Diese Hinweise müssen laut der BMG-VwV gestrichen werden.
Laut der Einschätzung des Expertengremiums ist das Problem materiell jedoch nicht sehr bedeutend, da in den meisten Fällen gar kein Hinweis in den Einträgen der leiblichen Eltern auf das Kind existiert, da diese schon vor der Adoption in Adoptionspflege gegeben wurden. In den Fällen in denen der Hinweis noch besteht, steht er außerdem unter Auskunftssperre. Es kann also keine ungewünschte Information über frühere Eltern-Kind-Beziehungen von Dritten eingesehen werden.
Sollte die Pflicht zur Löschung des Hinweises weiterbestehen ist zu bedenken, dass den Standesämtern oft die Meldeanschrift der leiblichen Eltern nicht vorliegt (nicht vom Gericht mitgeteilt etc.), sie also die Meldebehörde, in der das Kind früher gemeldet war, nicht adressieren kann. Damit können die Standesämter die nötigen Informationen für die Erfüllung dieser Pflicht nicht an die zuständige Meldebehörde übermitteln.
Dagegen müsste die Meldebehörde, bei der das Kind neu gemeldet ist, diese Information haben, da sie die Wegzuganschrift des Kindes speichert.
Das EG spricht sich für eine meldeweseninterne Lösung zur Streichung des Hinweises aus. Dieser Empfehlung gemäß soll die Nachricht 031021 gelöscht werden.
Das Thema wird dem Änderungsbeirat zur Beschlussfassung vorgelegt. Dieser soll entscheiden ob die Nachricht 031021 gelöscht wird, sowie das Meldewesen darauf hinweisen, dass damit folgende Entscheidung getroffen werden muss:
· Entweder muss die BMG-VwV derart angepasst werden, dass die Pflicht zur Streichung des Hinweises wegfällt. In diesem Fall bleiben die falschen Hinweise offen.
· Oder die aktuell für das Kind zuständige Meldebehörde muss die alte Meldebehörde über die Annahme benachrichtigen, sodass diese den Hinweis streichen kann.
Liegt ein Änderungsbeiratsbeschluss bis Januar 2020 vor, kann die Nachricht 031021 noch aus der XPersonenstand-Version 1.7.5 gelöscht werden.
Dagegen müsste die Meldebehörde, bei der das Kind neu gemeldet ist, diese Information haben, da sie die Wegzuganschrift des Kindes speichert.
Bearbeitet durch: KoSIT (Weber)	2019-11-13
Im CR 11/2019 (Bearbeitung 18.09.2019) wurde von Seiten einer Meldebehörde der Bedarf nach dem Wirksamkeitsdatum des Adoptionsbeschlusses geäußert. 
Sollte der Änderungsbeirat dem Vorschlag des EGs folgen und sich für eine Streichung der Mitteilung 031021 aussprechen, müsste dem Meldewesen mitgeteilt werden, dass ggfs. das Datum der Wirksamkeit einer Adoption erforderlich ist, damit dieses Datum in den Datensatz des Kindes vor der Adoption als Wegzugsdatum aufgenommen werden kann. Dieses Datum liegt in den Standesämtern vor und könnte bei Bedarf (und entsprechender Rechtsgrundlage) in der Nachricht 031020 an die Meldebehörde der annehmenden Elternteile übermittelt werden. 
Bearbeitet durch: KoSIT (Weber)	2019-12-05
Zwecks Umlauf-Abstimmung mit den Meldewesen-Vertretern wurde in der Anlage 2 die Sichtweise beschrieben, die der Bearbeitung durch das Expertengremium XPersonenstand zugrunde lag.
Bearbeitet durch: KoSIT (Weber)	2019-12-11
Die Vertreter des Meldewesens wurden im Umlauf um eine Stellungnahme zu dem im CR beschriebenen Lösungsvorschlägen des EGs gebeten. 
Rückmeldefrist: 7. Januar 2020
Bearbeitet durch: QS-Instanz	2019-12-12
Die QS-Instanz beschließt einstimmig: 
Die Streichung der 031021 ist stellt einen angemessenen Umgang mit der vorliegenden Problematik dar.
Bearbeitet durch: Leder (MIK BB) / Schulz (MB Berlin)	2019-12-16
Die im CR enthaltene 2. Alternative einer Lösung klingt praktikabel:

„Die Angaben zur Geburt und die Namen der leiblichen Eltern werden in der Nachricht 031020 an die für die annehmenden Elternteile und das Kind zuständigen Meldebehörde übermittelt. Mithilfe dieser Angaben zu den leiblichen Elternteilen und der im Datensatz des Kindes gespeicherten Angabe zur Meldebehörde, in der das Kind vor der Adoption gemeldet war, kann die für die leiblichen Eltern zuständige Meldebehörde über den Abschluss des Adoptionsverfahrens informiert werden.“

Allerdings steht im Meldewesen keine Nachricht zur Information der für die leiblichen Eltern zuständige Meldebehörde über den Abschluss des Adoptionsverfahrens zur Verfügung. Daher rege ich an, dass auf der Seite des Personenstandswesens geprüft wird, inwieweit die Möglichkeit des automatisierten Datenabrufs nach § 38 BMG zur Ermittlung der Anschrift der leiblichen Eltern durch die Standesämter zu dem gewünschten Ergebnis führen könnte. Die Möglichkeit des automatisierten Abrufs von Meldedaten stehen jedem Standesamt in Deutschland zu Verfügung. Die Nutzung ist kostenlos. Sie kann in allen Ländern den Standesämtern zur Verfügung gestellt werden. Hierzu wenden sich die Standesämter an die in ihrem Land zuständige zentrale Stelle. 
Weiterhin rege ich an, dass vor der Befassung der Steuerungsgruppe XInneres das Thema dem XMeld-Änderungsbeirat zur Erörterung in der nächsten Sitzung vorgelegt wird.
Bearbeitet durch: Reich (HSH)	2019-12-17
Wenn ein Kind mit leiblichen Eltern (?) =>besser: sorgeberechtigten GSV mit Schlüssel 1 und/oder 2 (!!) wegen einer anstehenden Adoption in den Zuständigkeitsbereich einer anderen MBH verzieht, dann ist die „elterliche Sorge“, also der GSV, in der Regeln gar nicht mehr den bisherigen GSV, sondern einem Jugendamt, in einigen Fällen sogar den „Pflegeeltern“ übertragen worden. Das bedeutet wiederum, dass die „eigentlichen leiblichen Eltern“ ja gar nicht mehr im DS des zu adoptierenden Kindes eingetragen werden (dürfen!).
Somit ist die Annahme aus der Beschreibung des CR nicht – oder maximal in Ausnahmefällen – zutreffend.
Ich bin der Auffassung, dass das Thema noch mal gemeinsam mit dem Meldewesen zu behandeln sein müsste.
Bearbeitet durch: Leder (MIK BB)	2019-12-17
Ich schließe mich seiner Auffassung an, dass das Thema noch mal gemeinsam mit dem Meldewesen zu behandeln sein müsste.
Bearbeitet durch: KoSIT (Weber)	2019-12-18
Nach Rücksprache mit Ralf Reich (HSH) wurde in der Sachstandsdarstellung in Anlage 2 ergänzt, dass im Datensatz des Kindes in der Meldebehörde der leiblichen Elternteile die leiblichen Elternteile auch nach Abschluss der Adoption weiterhin als gesetzliche Vertreter des Kindes gespeichert sein könnten. Dieser Aspekt muss in der weiteren Betrachtung des Themas berücksichtigt werden. 
Der Vorschlag von Herrn Leder, wonach die Standesämter den automatisierten Datenabruf nach § 38 BMG nutzen könnten, um die Anschrift der leiblichen Eltern (und damit die zuständige Meldebehörde) zu ermitteln, ist m. E. nicht praktikabel, da aufgrund der Auskunftssperre im Datensatz des Kindes (DS 2) keine Auskünfte im automatisierten Verfahren möglich sind. 
Eine gemeinsame Besprechung von Melde- und Personenstandswesen auf Ebene des Expertengremiums verspricht keine wesentlichen neuen Erkenntnisse. Es wäre zunächst durch das Meldewesen zu entscheiden, ob 
1. die Streichung der Hinweise auf das adoptierte Kind aus den Datensätzen der leiblichen Eltern erforderlich ist und 
2. ob die Eintragung der leiblichen Elternteile als gesetzliche Vertreter in den Datensatz des Kindes ein Problem darstellt. 
Bearbeitet durch: KoSIT (Weber)	2019-12-19
Die endgültigen Ergebnisse der Umlaufabstimmung mit den Vertretern des Meldewesens sind dem Änderungsbeirat vorzustellen. 
Der Änderungsbeirat muss 
1. über die Streichung der 031021 entscheiden 
2. die KoSIT bitten, 
a. den Änderungsbeirat für XMeld über die Ergebnisse zu informieren und
b. das Thema für eine Befassung in der Steuerungsgruppe anzumelden.
Bearbeitet durch: Änderungsbeirat XPersonenstand	2020-01-08
Diskussion
Die vom Expertengremium formulierte Lösungsmöglichkeit, wonach das Standesamt zukünftig zusätzlich die Namen und Geburtsangaben der leiblichen Elternteile an die Meldebehörde der annehmenden Elternteile übermitteln könnte, sollte nach Auffassung des Änderungsbeirats nochmals rechtlich geprüft werden. So sind Angaben zu den leiblichen Eltern in § 57 PStV Abs. 6 Nr. 14 nicht aufgeführt.
Beschluss
Der Änderungsbeirat bestätigt die Streichung der Nachricht 031021, da dem beurkundenden Standesamt keine Angaben zur aktuellen Wohnanschrift der leiblichen Eltern vorliegen und die Nachricht daher nicht adressiert werden kann.
Der Änderungsbeirat bittet den Änderungsbeirat XMeld, die Problematik zur weiteren Bearbeitung an das Meldewesen heranzutragen und in der kommenden Sitzung der Steuerungsgruppe eine erste Einschätzung zu den Erkenntnissen aus dem CR 5/2019 abzugeben.
Bearbeitet durch: DZBW (Wenzlick-Stiebler)	2020-01-10
Die Änderungen und Umsetzungen der Änderungsanträge 12/2019, 37/2019, 40/2019 und 9/2019 sind aus meiner Sicht in Ordnung. Die ausführliche Dokumentation zu § 4 Abs. 3 StAG finde ich sehr gut. 
Wird es noch nach den Rückmeldungen von meinen Kollegen Leder und Reich eine erneute Befassung mit dem CR  5/2019 und der Nachricht 031021 im Rahmen einer Adoption geben? Die in den Ewo-Verfahren bisher implementierten Prozessabläufe zu Adoptionsvorgängen wurden mit Inkrafttreten des BMG an die BMGVwV neu angepasst. Etwas überrascht bin ich schon, dass es diese Nachricht in der Praxis nicht gibt, da sie zumindest dann erforderlich wäre, wenn bei der Meldebehörde der leiblichen Eltern zum Zeitpunkt der Rechtswirksamkeit der Adoption noch eine Verknüpfung zum leiblichen Kind eingetragen wäre. Die Anschriften der Eltern müssten ja dem Familiengericht vorliegen. In der Regel dürften aber die leiblichen Eltern mit der Einwilligungserklärung nach § 1751 BGB und Eintragung des Jugendamtes als Amtsvormund nicht mehr als gesetzliche Vertreter im Datensatz des Kindes im Melderegister beim anzunehmenden Kind eingetragen sein, wenn sie zum Zeitpunkt der Einwilligungserklärung auch die elterliche Sorge innehatten und somit auch gesetzlicher Vertreter nach § 1629 BGB waren. Die Verknüpfung Kind/leibliche Eltern wäre somit schon bei Beginn der Adoptionspflege nicht mehr im Melderegister vorhanden. Ob, wie und von wem diese Meldebehörden über die Einwilligungserklärung informiert werden, ist mir nicht bekannt. Bisher haben wir auch noch keine derartigen Rückfragen aus der Praxis dazu erhalten. Von daher wäre eine erneute Aufarbeitung dieser Fragestellungen sicherlich für alle Beteiligten sehr hilfreich. 
Zum Schluss noch eine Anmerkung zur Anlage 2, Seite 2: 
Im Zuge der Anmeldung versendet die Meldebehörde eine Rückmeldenachricht (0201) an die Meldebehörde des zuziehenden Kindes und nicht an die Meldebehörde der leiblichen Elternteile. Diese Meldebehörden können, müssen aber nicht identisch sein.
Bearbeitet durch: KoSIT (Weber)	2020-01-13
Das Thema wurde beim CAB XMeld angemeldet.
Bearbeitet durch: KoSIT (Hahn)	2020-01-27
Nach der Bestätigung durch den Änderungsbeirat wurde die Nachricht gelöscht. Dies machte Änderungen in den Abschnitten 1.3.3, 5.3 und 5.3.1 nötig, sowie die Streichung des Abschnitts 5.5.5.
Bearbeitet durch: CAB XMeld	2020-01-30
Der Änderungsbeirat XMeld nimmt das Anliegen zum Verzicht auf die XPersonenstandsnachricht 031021 zu Kenntnis. Er schließt sich der Empfehlung des Änderungsbeirates XPersonenstand zum gegenwärtigen Zeitpunkt nicht an. Durch die Adoption wird das Melderegister hinsichtlich des Eltern-Kind-Verhältnisses unrichtig und ist zu berichtigen.
Der XMeld Änderungsbeirat bittet den Änderungsbeirat CAB XPersonenstand um Klärung, durch wen die Erreichbarkeit der leiblichen Eltern eines adoptierten Kindes zu ermitteln ist.
Bearbeitet durch: Steuerungsgruppe	2020-01-31
Nach ausführlicher Diskussion einigt sich die Steuerungsgruppe auf die folgende Zielvorstellung: 
· Das Standesamt, das die Annahme als Kind (Adoption) beurkundet, teilt das Nichtbestehen der Elternschaft an die für die leiblichen Eltern zuständige Meldebehörde mit, damit die erforderliche Berichtigung des Eltern-Kind-Verhältnisses im Melderegister vorgenommen werden kann. 
· Es soll geprüft werden, ob die Mitteilungen, mit der die Familiengerichte die Standesämter über die Annahme als Kind informieren (MiZi), um die Angabe der aktuellen Meldeanschrift der leiblichen Eltern erweitert werden können. 
· Bleibt es dabei, dass ein Standesamt keine Information über die aktuell für die leiblichen Eltern zuständige Meldebehörde hat, adressiert das Standesamt die Mitteilung über das Nichtbestehen der Elternschaft an die Meldebehörde, die nach ihrem letzten Kenntnisstand (ggfs. Sammelakte) für die leiblichen Elternteile zuständig war. Es erfolgt keine weitere Recherche durch die Standesämter. 
· Erhält eine Meldebehörde eine Mitteilung über das Nichtbestehen der Elternschaft für eine Person, für die sie nicht mehr zuständig ist, leitet sie die Information an die aktuelle zuständige Meldebehörde weiter. 

Das Thema wird im Rahmen der Arbeiten an Version 1.7.6 im CR 5/2020 weiterverfolgt. 
Bearbeitet durch: KoSIT (Hahn)	2020-03-02
Die Löschung der Nachricht 031021 ist leider nicht in der Historie der Version 1.7.5 enthalten. Sie wurde nachträglich eingetragen und wird ab Version 1.7.6 dort verfügbar sein. Damit ist der CR abgeschlossen.
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